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Positionspapier der Umwelt- und Verkehrsverbände zur 
Lärmschutzpolitik 

Übergeordnete Kernforderungen der Umwelt- und Verkehrsverbände für 
eine harmonisierte und verbindlich geregelte Verkehrslärmschutzpolitik 
 

 Fortschreibung des Nationales Verkehrslärmschutzpakets unter Beteiligung der 
Umwelt- und Verkehrsverbände 

 Einführung von Ziel- und Grenzwerten für die Gesamtbelastungen bei 
bestehenden Infrastrukturen (Mittelungspegel außen) 

o kurzfristig 65/55 dB(A) tags/nachts zur Vermeidung gesundheitlicher 
Risiken 

o ab 2025 55/45 dB(A) tags/nachts zur Vermeidung erheblicher 
Belästigungen 

 Revision der Richtlinie zum Umgebungslärm (ULR) und ihrer Umsetzung in 
nationales Recht: 

o ULR als Rahmenrichtlinie für die gesamte europäische Lärmschutzpolitik 
o Einführung von Grenz- und Zielwerten für die Immissionen (s. o.) 
o Neuordnung der Zuständigkeiten (Bund und Länder für die Infrastruktur 

des Bundes bzw. der Länder) 
o Einführung von Fristen für die Lärmaktionsplanung 
o Verbesserung der Finanzierung durch bessere Abstimmung mit den 

Lärmsanierungsprogrammen des Bundes und der Länder; Generierung 
neuer Mittel durch die verursachergerechte Anlastung der externen 
Lärmkosten. 

 

Erläuterung und Begründung der Forderungen: 

Gesamtstrategie 
 

In Deutschland (wie auch in der EU) fehlt eine Gesamtstrategie zum Lärmschutz, die 
alle Akteure einbindet (UN, EU, Bund, Länder, Gemeinden, Verursacher, Betroffene). 
Das BMVBS hat zwar für den Verkehrslärm ein Nationales Verkehrslärmschutzpaket 
aufgestellt (Version NVLärmSchP II von 2009). Dieses genügt aber in zentralen 
Punkten nicht dem Konzept einer Gesamtstrategie. So benennt das NVLärmSchP II 
keine absoluten Lärmschutzziele. Andererseits gilt: "Das Nationale 
Verkehrslärmschutzpaket ist weiterhin auf Dialog und Entwicklung angelegt". 
Deshalb wäre die Fortschreibung des NVLärmSchP II mit Beteiligung aller Akteure 
ein wichtiger Schritt zur Entwicklung einer harmonisierten und verbindlich geregelten 
Gesamtstrategie zur Minderung des Verkehrslärms , mit den folgenden Elementen 
und Prinzipien: 
 

 Gesamtlärmbetrachtung 

 Schutzziele, die sich kurzfristig am Schutz der Gesundheit orientieren, mittelfristig 
(d. h. ab etwa 2025) an der Vermeidung erheblicher Belästigungen. 
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 Vorrang für Maßnahmen an der Quelle vor Maßnahmen auf dem Ausbreitungs-
weg vor baulichem Schallschutz 

 Besonderer Schutz der Nachtruhe, am besten durch nächtliche 
Betriebsbeschränkungen (mit Ausnahmen für die Sicherstellung der notwendigen 
Mobilität) 

 Finanzierung des Lärmschutzes, u. A. durch verbindliche Internalisierung externer 
(Lärm)Kosten 

 Geräuschemissionsgrenzwerte nach dem Stand der Technik für alle Quellen (u. 
A. für die Infrastruktur) 

 Lärmbedingte Betriebsbeschränkungen (s. o.) 

 Ausbau bzw. Begrenzung der Infrastruktur unter dem Gesichtspunkt von 
Lärmminderung und nachhaltiger Mobilität (z. B. Schaffung siedlungsferner 
Bahntrassen für den Güterverkehr, europäisches Flughafenkonzept etc.) 

 Verbesserung der Methoden zur Bestimmung und Überwachung der Belastungen 
(Prognoseverfahren, Messungen, Monitoring, Indikatoren – z. B. Maximalpegel)  

 

EU-Richtlinie zum Umgebungslärm ULR 
 

Die EU-Richtlinie zum Umgebungslärm von 2002 (Umsetzung in deutsches Recht 
2005, BImSchG, §§47a-f) ist ein Meilenstein der europäischen Lärmschutzpolitik. 
Sie hat mit der Verpflichtung zur Lärmkartierung und zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit einen wichtigen Beitrag zur europäischen und deutschen 
Lärmschutzpolitik1 geleistet. Der Lärmschutz hat dadurch ein größeres Gewicht bei 
der Politik und in der öffentlichen Diskussion bekommen. Bürgerinnen und Bürger 
können auf der Grundlage einer objektivierten Problembeschreibung verstärkt die 
Lösung dieser Probleme einfordern. 
 
Dennoch hat die ULR bzw. ihre Umsetzung in deutsches Recht einige gravierende 
Mängel: 
 

 Zentrales Defizit der ULR ist das Fehlen von Grenz- oder Zielwerten für die 
Geräuschimmissionen. Diese sind weder in der ULR noch im BImSchG festgelegt 
worden. Die zuständigen Behörden legen selbst diese Zielwerte fest. 

 Für die Umsetzung der Lärmaktionspläne gibt es keine Fristen. 

 Viele Lärmaktionspläne der ersten Stufe sind nicht fristgerecht  - d. h. bis zum 
18.07.2008 - aufgestellt worden. So hat die Stadt München bis heute keinen 
Lärmaktionsplan beschlossen, ist also inzwischen 4,5 Jahre im Zeitverzug. 

 Die Verkehrsmengenkriterien für die Definition von Untersuchungsgebieten sind 
nicht optimal, vor allem nicht beim Schienenverkehr, wenn sehr lange Güterzüge 
mit ihren hohen Emissionen eingesetzt werden. Sie sollten durch ein 
Emissionskriterium abgelöst werden.  

 Die Verkehrspolitik der Europäische Union ist nicht konsistent mit den Anliegen 
des Lärmschutzes. So führt das Konzept der vorrangigen Güterverkehrskorridore. 
zu zusätzlichen Belastungen auf Verkehrsstrecken, die bereits heute durch hohe 
Beeinträchtigungen gekennzeichnet sind (Bsp. Mittelrheintal).  

 Viele Probleme der END resultieren in Deutschland aus der teilweise 
ungenügenden Umsetzung der Richtlinie. Die Zuweisung der Zuständigkeit der 
meisten Elemente der Umsetzung an die Kommunen ging nicht einher mit der 

                                            
1
 Die 1990 in das deutsche Umweltrecht eingeführte Lärmminderungsplanung (§47a BImSchG) ist wegen der fehlenden 
Verpflichtung zur Umsetzung insgesamt wirkungslos geblieben.  
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Einbindung anderer relevanter Akteure2 (z. B. Schienenverkehrsunternehmen) 
und der ausreichenden Finanzierung von Maßnahmen. 

 
Forderungen für die Revision der ULR und ihrer Umsetzung in deutsches Recht: 
 

 Einführung von gemeinsamen Grenz- und Zielwerten für die 
Geräuschimmissionen. 
Vorrangig sollte dies auf europäischer Ebene nach dem Beispiel der Richtlinien 
zur Luftreinhaltung geschehen (d.h. im Rahmen der Revision der ULR). Das 
Subsidiaritätsprinzip (Erwägungsgrund 7 der ULR) hat angesichts der 
internationalem Erkenntnisse zu den Gesundheitsrisiken durch Lärm keine 
Berechtigung.  
Hilfsweise sind nationale Grenzwerte festzusetzen.  
Die Grenzwerte sollten sich orientieren an den Zielvorgaben der WHO bzw. des 
deutschen Umweltbundesamts (kurzfristig zum Schutz der Gesundheit Einhaltung 
von Mittelungspegel außen unter 65/55 dB(A) tags/nachts, bis 2025 sind zur 
Vermeidung erheblicher Belästigungen Pegel von 55/45 dB(A) (vgl. WHO NNG 
40 dB(A)) und weniger anzustreben. 

 Sie sollten auch für Mehrfachbelastungen gelten. Die Indikatoren für 
intermittierende Geräuschbelastungen (vor allem Flug- und Schienenverkehr) 
sind zu verbessern (Maximalpegelkriterien). 

 Die ULR sollte stärker die Rahmenrichtlinie für die gesamte Lärmschutzpolitik in 
der EU werden, die neben verbindlichen Grenzwerten für die Immissionen 
Vorschriften für alle Lärmquellen setzt (neben Geräuschgrenzwerten u. A. 
harmonisierte europäische Vorgaben für die Infrastrukturen und den Erlass von 
Betriebsbeschränkungsermächtigungen für alle Lärmquellen und Verkehrsträger.) 
und Finanzierungsregelungen - z. B. über die verbindliche Internalisierung der 
externen Lärmkosten - trifft. Maßstab für die Emissionsgrenzwerte sollte die 
jeweils beste verfügbare Technologie sein ( vgl. die  Integrated pollution 
prevention and control directive (IPPC), 96/61/EC)).  

 Für die Umsetzung der Aktionspläne sind Fristen einzuführen. Die 
Nichteinhaltung der Fristen ist mit Sanktionen zu belegen. 

 Bei der deutschen Umsetzung der ULR sind die laufenden 
Sanierungsprogramme3 des Bundes und der Länder (hier liegen 
bedauerlicherweise keine Daten vor) mit der Aktionsplanung abzustimmen. 

 Die Finanzierung der Lärmaktionspläne der Kommunen ist sicher zu stellen. 

 Die Zuständigkeiten für die Lärmaktionsplanung sind neu zu ordnen. 
Grundsätzlich sollten jeweils die staatlichen Instanzen zuständig sein, die die 
finanzielle Verantwortung und die Hoheits- und Eingriffsrechte für die betroffene 
Infrastruktur haben (z. B. der Bund für die Schienenwege des Bundes). Den 
Kommunen kommt die Verantwortung für die Gesamtplanung zu, die sie mit den 
übergeordneten Instanzen abstimmen. 

                                            
2
 vgl. aktuell die Änderung des BImSchG: §47d, (2a) "Öffentliche Eisenbahninfrastrukturunternehmen sind verpflichtet, an der 
Aufstellung von Lärmaktionsplänen für Orte in der Nähe der Haupteisenbahnstrecken und für Ballungsräume mit 
Eisenbahnverkehr mitzuwirken." Es fehlt noch die Konkretisierung der Mitwirkungspflicht. 

3 Die Senkung der Schwellenwerte für die Lärmsanierung an Bundesfernstraßen (2010) auf 67/57 dB(A) geht in die richtige 
Richtung, ist aber noch nicht in anderen Regelwerken umgesetzt (Bsp. Lärmsanierung Schienen 75/65, Bsp. 
Straßenverkehrsrecht 70/60, Bsp. VLärmSchV - Fall hohe Vorbelastung - 70/60). 

http://en.wikipedia.org/wiki/Integrated_Pollution_Prevention_and_Control
http://en.wikipedia.org/wiki/Integrated_Pollution_Prevention_and_Control





















